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über dıe Tätıigkeit der Bischofskonferenzen 1mM Jahr 1973 erweıtert werden. Als Thema des Symposiums wurden CI -

und über die Pläne 1m Jahr 1974, Dokumentationen über Oß!  * das Verhältnis zwıschen Theologen und Lehramt,
die Interkommunion und über die Zulassung wıederver- die Beziehungen zwıschen Lokalkirche und Universal-
heirateter Geschiedener den Sakramenten, iıne weıtere kirche und die Seelsorge Ausländern. Nachdem die
Dokumentatıon über dıe Informationspolitik der Bischofs- Meınungen der Bischofskonferenzen über das Thema
konferenzen und dann die Vorbereitung des nächsten stark auseinandergingen, beschlo{fß der Rat nach längerer

Diskussion das Thema Der Biıschot 1m Dienst lau-Symposiums der europäischen Bischöfe 1mMm Jahr 1975 Mıt
der Vorbereitung wurde eın Komıitee beauftragt, dem der ben In diesem Thema sind ohl der und zweıte
Präsident des Rates, Erzbischof oger Etchegaray VO Vorschlag ırgendwie eingeschlossen. Das Symposium wird,
Marseılle, der Erzbischof VO  } Köln, Kardinal Höffner, 1St zZzu hoften, nıcht blo(ß ZUur gegenseltigen Kontakt,
Weihbischof usty, Namur, Belgien, und Weihbischof sondern auch Zzur Klärung theologischer und pastoraler
Alois Wagner, Linz, angehören, Das Komuitee wiıird noch Sachfragen beitragen.

Dokumentation

Die ellung der Kirchen
im demokratischen Verfassungsstaat
Ein Diskussionsbeitrag des eırates für politische Fragen cdes Zentralkömitees
der deutschen Katholiken
In die durech lllh FDP-Kirehenpapter i der Rundesrepuhlik können dann zureichend 36a wWOrtet werden, (1 (1a

zunächst ll\lh Verhältnais ler Kirechen 241114 demokratischen Ver:gelÖste Diskussion über das Verhältnis ONn Kireche und ıaal
ugl HK, Oktober 772 und MK, Noavember (assungsstaat grundsätzlich klärt, Jas wircd In folgenden Text
353) wurde NnuNn kathalischer Seite durech ein Grundsatz- versucht nd Diskussion gestellt,
Dapier eingegrifjen. Am Oktober verabschiedete der Heiral
Für politische Fragen heim ZdK einen „Diskussionsbeitrag“ ZUur Der Verfassungsstaa ist nicht wertneutral
„Stellung der Kirchen 1M demokratischen Verfassungsstaat” , In
dem die besondere öffentlich-rechtliche Stellung der Kirchen u Jer demokratische Verfassungsstaat, dessen Prinzipien nd
ıhrer Funktion für die Transzendenzuerwiesenheit des Men- Institutionen für Jıie Bundesrepublik Deutschland 1M Grund-
schen begründet wird,. Das Grundsatzpapıer wurde anläßlich BCSCLZ verbindlich festgelegt sind, 1St Wr weltanschaulich eCUu-

der etzten Vollversammlung des 7Z7dK D November vugl tral, nıcht ber wertneutral. Im Gegenteil: der 1nnn der VOI-

ds Hefl 649) veröffentlicht, Die auf der Vollversammlung fassungsmäfßiigen Ordnung besteht gerade darın, daß S1E 1
Bereich des öffentlichen Lebens un der Politik die Vorausset-ber das Papıer geführte Diskussıon endete miıt dem Wunsch,

der Diskussionsbeitrag des Beıirates mOoge die Arbeitsgrundlage ZUNgCeN afur schaflt un garantıert, da{fß die Menschenwürde
bilden für ıne breite und intensivue Diskussıon ın den verschie- geachtet wird un die aAaus iıhr hervorgehenden Werte verwirk-

lıcht werden können, insbesondere Freiheıit, Gerechtigkeit unddenen katholischen remıen UN: Verbänden. Weıter erging die
Forderung das ZdK selbst, 65 möchten bald Stellungnahmen Gleichheit Diese Werte werden nıcht VO Staat gestiftet, SOM -

dern ınd ıhm vorgegeben; 1St auf S1e verpflichtet und hatkonkreten Einzelproblemen, die ın dem FDP-Kirchenpapıer
aufgegriffen werden, folgen. Hıer der Wortlaut. Dıie 7 wischen- iıhnen Zzu dienen. Au 1St. iıcht allein für ihre Verwirklichung
überschriften sind “  > der Redaktion zuständig; 1St. vielmehr jedem einzelnen Menschen 1 G ew1s-

SCH aufgegeben, sıch A diesen Werten Orjentieren und seinen
Die gegenwärtig in d(.f Gffentlichkeit geführte Diskussion über Teil Aazu beizutragen, Jafß S1C 11717 sozialen Leben Wirklichkeit
das Verhältnis 7wiıschen den Kirchen und dem Staat leidet dar- werden. Freiheit, Gerechtigkeit und Gleichheit sind also p —_

litische Forderungen, die iıhren Ursprung Or aller Politik habenUunter, Jal einzelne Probleme, WwIe B die Kirchensteuer, mehr
oder weniger isoliert erörtert werden. Das beschwört eher 1{16 nd deren menschenmögliche Verwirklichung nıemals mMit PO-
Gefahr Mißver.  ändniıssen herauf, A  als da der allseıts lıtıschen Mitteln allein Zu erzielen 1St. Das bedeutet, dafß die

Grundsätze des Verfassungsstaates über diesen hinausweisenerwünschten Verständigung diente. Die speziellen Einzelfragen
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und daß celbst auf sıttlıchen Voraussetzungen beruht, die mag, erschafflt ihm die überlegene Kompetenz für die Miıtge-
seinem Einflu{fß sınd, Ja der Freiheit willen eNLTL- staltung und Kritik der allgemeinen Ordnung sSOW1e den -
n seın mussen. Deshalb mu{fß eine politische Ordnung, wenn bedingt notwendiıgen Rückhalrt gegenüber en Ansprüchen, die
s1e freiheitlich se1n soll, ften seın sowohl 1n Rıchtung aut den Gesellschaft und Staat ıhn stellen. Gerät nämlı;ch mi1t die-
Ursprung der VWerte, denen s1ie dient, w ıe nach dem Bezirk hın, sen 1in Konflıikt, hat se1ın Gewissen die TIranszendenz als Be-
der unmittelbar der Verantwortung der indıividuellen Ge- rufungsinstanz auf seiıner Seıte. Trotzdem sınd dıe Gesellschaft
WI1ssen stehrt. Diese unabdingbare Oftenheit der freiheitlichen mıt ıhren notwendıgen Forderungen, die S1e den einzelnen
Verfassung hat 1mM Grundgesetz iıhren verbindlichen Ausdruck tellt, und der Staat mit seiner verpflichtenden Ordnung nıcht
gefunden, einerseıts 1mM Bekenntnis des deutschen Volkes der subjektivistischen Selbstherrlichkeit des Indivyviduums AaUuS$S-
seiner Verantwortung VOrTr Gott, welches 1n der Präambel Aaus- ZESETIZT. Denn dessen Kritik behält ihre Legıitimität 1Ur 1Nso-
gesprochen wird; andererseits ın der verbindlichen Bezugnahme weıt, als s1e 1m Bewußtsein der Begrenztheit menschlicher FEın-
auf das Sıttengesetz Artıkel sSOW1e 1n der Garantıe der Frei- sıcht und der Bedingtheiten uNsec165s5 Lebens yeübt wird 50 sınd
eıt des Glaubens, des Gewissens und des Bekenntnisses (Ar- Iso Gesellschaft und Staat als Schöpfungen ihrer Menschen 1N-
tikel 4) Diese Verfassungssätze SICNZCN Iso nıcht I11UT eınen direkt deren Transzendenzbezug und Würde orjıentiert, hne
Priıyatbereich geistiger und sittlicher Freiheit AauUs, sondern INAalr - sıch ber celbst auf die TIranszendenz eruten der ıne Würde
kieren auch die objektiven Voraussetzungen der freiheitlichen ın Anspruch nehmen können, die der des Einzelmenschen
Qualität der polıtischen Ordnung selbst. Dabe1 1St die weltan- vergleichbar ware. Das bedeutet, dafß der Transzendenzbezug
schauliche Neutralität des Staates eıne notwendıge Folge seiner nıemals den Bestand bestimmter staatlıcher Formen, ber
Wertorijentierung. Denn obwohl die sachlichen und siıttlichen die Freiheitlichkeit des Staates garantıert.
Überzeugungen seiner Bürger tür ıhn VO grundlegender Bedeu-
Cung sınd, ma{fßrt sıch dafür, Well S$1E der individuellen Selbst- Der Begriff Transzendenz 1St außerordentlich . allgemein; doch
bestimmung unterliegen, trotzdem keine Kompetenz Diese ISt diese estrikte Allgemeinheıit Au der Sıcht des weltanschaulich
Neutralität des Staates bedeutet Iso nıcht, da{fß gyegenüber neutralen Staates die eINZ1g möglıche Form, den Bereich
den humanen Werten gleichgültig ware der Sar S1e Jeugnete, bezeichnen, 1n dem die Grundwerte unseres Lebens iıhren Ur-
sondern S1e 1St eiıne Folge notwendiger Selbstbeschränkung. Im SPrIunNng en und auf den s1e die Gewissen W1e die staatliche
Rahmen dieser Grundsätze mu{(ß INa dıe öftenrtliche tellung Ordnung beziehen. Nur ın solcher Allgemeinheit können alle
der Religion und der Kırchen sehen, wenn INan ıhrer Bedeutung Bürger, auch WEn s1e die unterschiedlichsten Überzeugungen
für den Verfassungsstaat gerecht werden will besitzen, diejenıge elementare Verständigung ber die Bedın-

gung der Menschenwürde und der Menschenrechte finden, hne
diıe s1e nN1!  t frei 1in eiınem gemeınsamen Staat leben könnten.Transzendenz garantıert Freiheit
Der Transzendenzbezug könnte jedoch andererseıts seiınen inn

Der freiheirtliche Verfassungsstaat geht VO:  3 der Voraussetzung ıcht erfüllen und ZWAar auch nıcht seınen politischen Sınn),
Aaus, da{fß dıe Menschenwürde un die Grundrechte unantastbar WEeN außerhalb des Berei  es notwendıger staatlicher A
siınd Unantastbarkeiıt können S1e ber LLUr besitzen, wWenn ihre gemeıinheıit 1m übrigen Raum des Ööftentlichen Lebens
Begründung jedem enkbaren gesellschaftlıchen un politischen ıcht seıne ganz unterschiedlichen, weıl durch die Mannigfaltıg-
Einflu{fß 1St, Iso 1n einem Bereich Jenseıts aller 5C- keıit der Überzeugungen bestimmten Auspragungen fände Das
schichtlich-kulturellen Entwicklung lıegt. Man pflegt diesen Be- heißt,; daß hier in den verschiedenen Weısen des Glaubens,
reich, weiıl die renzen innerwelrtlichen, menschlich beein- der Religionen un Konftessionen verwirklicht se1ın mu{ und
fAußbaren Wirkens übersteigt, als Transzendenz ezeıichnen. dıe daraus erwachsenden Gegensätze und Kontroversen ıcht

unterdrückt werden dürtfen. Auf dieser Ebene 1St der christlicheOhne solche Transzendenz zäbe CS keinen Ort, VO  3 woher 1n
Staat und Gesellschaft VWerte eingebracht werden könnten, die Glaube ıcht blofß Transzendenzbezug sıch, sondern das

Bekenntnis zZU' Dreieinigen Gott und den VO:  3 ıhm geoffen-ort ıcht irgendwıe verfügbar waren, sondern unbedingt VOT-

geordnet sind In dieser TIranszendenz 1St die Achtung VOT der barten Wahrheıiten; und diıe Kırchen sind 1er das, W as siıch Au

diesem Bekenntnis ın den verschiedenen Varıanten der Konfes-Würde des Einzelmenschen begründet, iınsbesondere VOrLTr der
Unverfügbarkeıit des Miıtmenschen, VOT dem Leben, besonders s1ıo0nen als ıhr Wesen erg1bt. Wenn dagegen das Verhältnis der

Kırchen ZU Staat bestimmen ist; wird wieder der allge-auch VOT dem schicksalhaft unproduktiıven Leben, VOT dem
Alter USW. Der Transzendenzbezug des Menschen 1St ebenso meıne Aspekt iıhrer Bedeutung maßgebend, der der allgemeınen
urspriing_lid'1 gegeben w 1e seıiın soz1aler Bezug. Politische Frei- öftentlıchen Bedeutung des Transzendenzbezuges entspricht:
eıt 1St LLUr möglıch, wWenn der einzelne Bürger seıne Entschei- nämlich diesen TIranszendenzbezug öftenrtlich und speziell auch
dungen etztlich auf eine dem Staat übergeordnete Legitimation 1 Bereich der Verfassungsordnung repräsentieren.
zurückführen kann Der Transzendenzbezug 1St mithın, der
den Menschen DA ıttlich freien und geschichtsmächtigen VWesen Die öffentliche Stellung der Kirchen
macht un 1ne freiheitliche Ordnung begründet.
Der moderne Verfassungsstaat versteht sıch nıcht mehr als 1n Dıie Transzendenz repräsentieren heißt, den Ursprung und das
der TIranszendenz verankert, sondern betrachtet sıch als Pro- Wesen der humanen Grundwerte soz1al und politisch CNn-
dukt des Selbstverständnisses und des Wollens seiner Bürger; wärtıgen, s1e soz1ialen und politischen Tatsachen konkre-
sS1e SIN CS, die dıe politische Ordnung hervorbringen und die tisıeren. Das muß geschehen, weıl der Wirkungsbereich dieser

Grundwerte un der daran sıch orientierenden Gewı1issensent-staatlıche Macht LTagen. Dabe: gewınnt der einzelne sowohl die
Begründung seiner Würde und Einmaligkeit als Mensch W 1e die scheidungen . nıcht autf den abgesonderten Privatbezirk be-
Einsicht 1ın die Begrenztheit und Bedingtheıt seiner Exı1ıstenz schränkt 1St; sondern sıch durch das gesamte öffentliche Leben
AUS eınem persönlıchen TIranszendenzbezug. Dieser Transzen- erstreckt. Dıe soztale Repräsentatıon der Transzendenz erfolgt
denzbezug, w1e immer der einzelne ıh persönlich verstehen durch jeden ındividuellen der kollektiven Glaubensakt, durch
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Bekenntnis der Bekenntnis bezeugende Tat S1e keinerlei indifierent gegenüber der Tatsache se1n, daß TIranszendenz
institutionelle Repräsentation des Glaubens VOTAaUuUS, hängt Iso z1Dt. Der öllige Verzicht auf öffentliche Repräsentanz des
iıcht notwendigerweise VO  — der Exıstenz einer Kıirche der Transzendenzbezuges der 5Aal deren Verbot würde früher der
institutionalisierten Glaubens- und Religionsgemeinschaft 1b In spater ZUr Ausbildung einer Staatstheologie als politischem Re-
der Politik dagegen kann die Bedeutung des Transzendenzbe- ligionsersatz un damıt ZU Ende der Freiheit tühren In dieser

für die politische Freiheit und die Wahrung der Men- Hınsıcht äflßt sıch das Verhältnis des Staates den Kırchen
S  enwürde 1Ur annn Zur Wırkung ebracht werden, wWenn miıt seiınem Verhältnis den politischen Parteıen vergleichen:
der Natur des verfassungspolitischen Berei  es entsprechend Sowenı1g sıch mi1t eiıner bestimmten Parte1ı iıdentifizieren kann,
instıitutionell repräsentiert wırd Das heißt, daß diese Dımen- tellen doch die Parteıen 1n ıhrer Gesamtheit eın unentbehr-
S10N menschlicher Exı1istenz nıcht 1Ur sozi1al-allgemeinen Aus- lıches Element der freiheitlichen Ordnung dar Der Staat kann
druck findet, sondern gegenüber der politischen Macht rechtlich- S1e daher ıcht NUur nıcht Aaus dem öftentlichen Leben, sondern
relevante Wirklichkeit WIr: Das geschieht durch die Kırchen nıcht einmal AaUusSs seinen eigenen „Außenbezirken  < ausschließen,
bZW., iın der Sprache des Staates gesprochen, durch die Ööftent- sondern muß S1e 1 allgemeinen Interesse in vielerlei Weiıse
lich-rechrtlich verialsten Religionsgesellschaften. Durch S1e wırd Öördern. eNAauUSsSo kann sıch MI1t keiner der Kirchen dentifi-
der tür den freiheitlichen Staat fundamental wiıchtige TIran- zıeren, und doch bılden diese insgesamt als Institutionen eın
szendenzbezug des Menschen auf der Ebene des Staates VO61I - unentbehrliches Element der polıtischen un indıvıduellen Fre1i-
gegenwärtigt und 1n einer den Kategorien der polıtischen Ord- eıt Der AtZ s besteht keine Staatskırche“ heißit, daß sıch
Nung entsprechenden Weıse ZUr Geltung ebracht Hıer liegt der weltanschaulich neutrale Staat aut keine bestimmte Kon-
dıe eigentliche öftentliche Bedeutung der Kirchen S51e sınd nıcht fession verpflichten kann; heißrt nıcht, da{(t auf die öftent-
bloß karıtatıve Organısationen der Schutz- und Fördererver- ıche Repräsentanz der transzendenten Dımension des mensch-
bände VO  — Personen mMIit relig1ösen Bedürfnissen, sondern s1e liıchen Lebens verzichten dürfte Es 1St Sache der Kırchen, diese
vergegenwärtigen 1m verfassungspolitischen Bereich die Tat- Dımension ZUr!r Darstellung un Wirkung bringen, da{flß dıe
sache, daß dessen Grundwerte außerhalb seıiner Reichweite VC1=- Verbindlichkeit der eigenen Kontession mıiıt der Toleranz A Sr
ankert sind: 1m soz1alen und staatlıchen Leben weısen s1e auf gygenüber anderen Überzeugungen ın Eıinklang gebracht wırd
dessen Bedingtheit und Oftenheit hın Das 1St der Grund, Wal- un: die Rechte anderer ıcht verletzt werden. Im verfassungs-

die Staatsmacht der politischen Freiheit wiıllen die Kır- polıtischen Rahmen bezieht sıch dıe besondere Kompetenz der
chen anerkennen, schützen un Öördern mufß: ıcht weıl diese Kirchen 1Ur auf die transzendente Dımension des menschlichen
auf eın bestimmtes Bekenntnis verpflichtet sind, sondern weıl ase1ıns als solche, ıcht dagegen auf die jeweıils konftessionell
s1e 1n iıhrem Bekenntnis einen allzemeinen Bezug einbringen, bestimmten Aussagen arüber
der tür die Freiheit konstitutiv ISt. Deswegen stellt keines-
WCSS ıne systemwıdrıge Konzession dar, sondern entspricht 1m Weil der Transzendenzbezug des Menschen un die Oftenheit
Gegenteıil eıner wesentlichen Voraussetzung des treiheitlichen der Verfassung ZUTr: Transzendenz VO:  —3 grundlegender Bedeu-
Staates, wenn diıe besondere Ööffentliche Stellung der Kırchen Lung für die politische Freiheit sind; weıl C555 eshalb nötıg ISt,
und Religionsgesellschaften auch rechrtlich sanktioniert. Dıie dıe Transzendenz auch politisch-institutionell repräsentieren,
Tendenz der VO Grundgesetz (Art 140) übernommenen Be- mussen die Kırchen, die dıese öftentlich bedeutsame Funktion
stimmungen der Weımarer Verfassung geht eshalb nıcht ahın, erfüllen, einen öffentlich-rechtlichen Status haben In eıiner pr1-
die betreffenden Rechte der Kırchen allmählich abzubauen, Rechtsftorm waren S1€ mıindestens 1m Rahmen der öffent-
sondern diese Rechte auch weıteren Religionsgemeinschaften lıch-rechtlichen Verhältnisse unNnNseres Landes weder befugt noch
kommen lassen, sotern diese 1n der Lage sınd, ebentalls d1e in der Lage, dıie besondere Aufgabe erfüllen, dıe nach dem
Funktionen erfüllen, die se1t Je dıe Kirchen wahrnehmen. Konzept des ftreiheitlichen Verfassungsstaates 1n ihre spezıielle
Gemäfß dem Prinzıp konfessioneller Neutralität spricht die Kompetenz fällt. Es 1sSt 1€es übrigens eine allgemeine Ööftentliche
Verfassung nıcht VO  3 „Kırchen“, sondern VO „Religionsgesell- Kompetenz, dıe unabhängıg davon besteht, W 1e viele Bürger
schaften“. Erstens g1ibt Institutionen, die den Transzendenz- individuell relig1ös SIN oder nıcht bzw. ob un WI1e viele Kır-
bezug repräsentieren, hne daß INan S1e den Kirchen zurechnen chenglieder „praktızıerende“ Christen sınd zumal das öftent-
ann (wıe insbesondere die israelıitische Kultusgemeinde); we1l- lich registrierbare „Praktızıeren“ ohnehin ıcht einz1ges un
tens mufß der Staat, der uneingeschränkte Religionsfreiheit gCc- notwendiıges Kriterium tür Religiosität 1St. Theoretisch lassen
währt, auch diejen1ıge Religiosität voll anerkennen, diıe sıch sıch selbstverständlich verschiedene Formen denken, die öftent-
selbst als Privatsache versteht. Der Staat schließt ber keıine ıche Reprasentanz der Transzendenz öfftentlich-rechtlich
Religionsgesellschaft VO  3 der Kompetenz, den Transzendenz- lokalisieren un verankern, un INan kann daher abstrakt
bezug öftentlich repräsentieren dUus, sondern bietet s1e jeder verschiedene Modelle diskutieren. In der polıtisch-historischen
Glaubens- und Weltanschauungsgemeinschaft Viele VO:  3 Wirklichkeit dagegen entwickelt sıch 1n den einzelnen Ländern
iıhnen wollen oder können jedoch dieses Angebot nach iıhrem die rechtlıche Stellung der Kirchen 1m Ontext der jeweiligen
eigenen Selbstverständnis nıcht annehmen, weıl s1e die Institu- öffentlich-rechtlichen Verhältnisse insgesamt, dıe INan ıcht e1n-
tionalisierung der Religion prinzıpiell ablehnen. se1it1g abändern kann. Das heifßt INan kann t einzelne recht-

ıche Regelungen, die 1 anderen Ländern anders sınd als bei
Die öftentliche Repräsentanz der TIranszendenz wırd VO:  3 der Uu1l5s, übernehmen, da s1e Ort miıt einer anderen Gesamtordnung
einzelnen Kırche konfessionell konkretisiert. Vom Verfassungs- korrespondieren, als das be1 uns der Fall ware. Auch in Deutsch-
bereich her gesehen, Ist dagegen die Repräsentanz als solche das and haben sıch die öftentlichen Rechte der Kiıirchen in der Wech-
Entscheidende, während die Identifizierung MIiIt einer bestimm- selbeziehung mMit der allgemeinen geschichtlichen Entwicklung
ten Konfession für den weltanschaulich neutralen Staat AUS- sOW1e miıt der Ausgestaltung der öffentlich-rechtlichen Verhält-

nısse überhaupt ausgebildet und stehen damıt in eınem NOLWEN-geschlossen 1St. Der Staat muß Iso neutral sein gegenüber be-
stimmten Aussagen ber Transzendenz, kann jedoch nıcht dıgen Zusammenhang. abei wurde eın Status erreicht, der sıch
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für die Erfüllung der Aufgaben des Staates W 1e der Kirche be- wenn sS1ieE ıhre Orientierung der TIranszendenz verliert,
währt hat und der verfassungsmäßigen Ordnung nicht NUuUr nıcht talıtäre Ideologien ausbreıten. Dıiıe notwendige kollektive 1Nnn-
widerspricht, sondern deren Verwirklichung Öördert. orlentierung kann, WEeNN Freiheit herrschen soll, nıcht künstlich

konstruijert und verordnet werden. Ebensoweni1g 1St mMi1t dem
Neben iıhrer speziellen Kompetenz, die Transzendenz 1m Ööftent- Grundsatz der Freiheıit vereinbar, vorhandene Übereinstim-
lıchen Leben repräsentieren, en dıe Kıiırchen aAuiderdem INUNSCIH dem Motto der Entkonfessionalısierung AUS dem

den Rechten der sogenannten intermedıären, das heißt 7W1- öfftentlichen Leben verbannen. Die geistige Freiheit beginnt
schen den einzelnen und dem Staat sıch orıgınär entwickelnden damıt, da{f 119  j den tatsächlich vorhandenen Überzeugungen

die Möglichkeit g1bt, sich artiıkulieren. Sıe läutern, Irr-Gruppen, uneingeschränkt teıl. Wıe alle diese Gruppen eısten
auch die Kırchen ıhren Beıtrag ZU öftentlichen Leben A4US dem tumer und sachwıdrıgen Irrationalismus überwinden, 1St
echt der Selbstbestimmung, welches der Staat iıhnen nıcht V1 - annn Sache der treien geistigen Auseinandersetzung, ıcht
leiht, sondern als vorgegeben respektieren MU Die intermed1iä- ıwa estaatlicher Eingrifte.
1eNn Gruppen besitzen ıhre öftentlichen Rechte ebenso unmıiıttel-
bar w1e der einzelne Mensch Es 1St eın Merkmal der politischen Was das Christentum betriflt, stellt nach w1e VOT das

wichtigste FElement kollektiver Orijentierung und allgemeınerFreiheıt, da{fß der Staat s1e nıcht „verstaatlıcht“, sondern sıch
daraut beschränkt, s1e 1mM Ontext der öffentlich-rechtlichen Sıittlichkeit 1n unsereInN Lande dar auch bei vielen Menschen,
Gesamtordnung definieren, und ım übrıgen ıhre Tätigkeit, dıe eine spezielle konftessionelle Bındung für sıch nıcht mehr
SOWeIlt diese dem allgemeinen Interesse dient, Öördert Dıie Be- anerkennen. Niemand wırd vernünftigerweise leugnen, da{f

auch 1mM Rahmen der christlichen Orientierung oft diegenwärtig allgemeın erhobene Forderung, den Einfluß der gCc-
sellschaftlichen Kräfte aktivieren und gegenüber dem Staat Grundsätze der Freiheıit und Gerechtigkeit gesündıgt wurde.

Ebenso ber 1St siıcher, da{flß das Christentum sowohl als Religionstärken, wird unglaubwürdig, WEeNn INa gleichzeit1g Vel-

sucht, bestimmte Kräfte, nämlich die christlichen, 1n ihrer Ent- überhaupt w 1e auch 1in seiınem spezıfıschen Glaubensinhalt D
mensionen der Freiheit und Humanıtät aufweıst, die 65 S$1INN-faltungsmöglichkeit eschränken un: s1e Aaus den Wirkungs-

eldern, 1ın denen S1e sıch ewährt haben, auszuweısen. Der voll erscheınen lassen, das christliche Denken zeitgemäß zu eNL-

Appell die gesellschaftlichen Kriäfte kann, wenn mMi1t Frei- alten, den aus mehreren. Gründen untauglichen Versuch
heıit vereinbar se1ın soll, NUur alle gerichtet se1n, dıe tatsächlich machen, seinen Einflu{fß aut das Ööftentliche Leben er-

vorhanden sind Der Staat hat dafür SOTSCHL, da 7zwischen binden. Man sollte sıch keiner Täuschung darüber hingeben, daß
den vorhandenen und sıch betätigenden Kräften der Friede Be- der Rückgang der konfessionellen Orientierung auch bedeutet,
wahrt bleibe 1mM Sınne der staatlıch garantıerten Gewissensfrei- dafß das Verständnis für Religion überhaupt schwindet. Das
heit; dagegen kommt ıhm nıcht Z über die Inhalte der —- ber heißt, da{fß das Bewußtsein des Zusammenhangs VO  — PO-
zıalen Aktivititen efinden und 7zwischen „richtigen“ und lıtıscher Freıiheıt und Transzendenzbezug schwächer wiıird Je
„falschen“, „rationalen“ und „irrationalen“ unterscheıden. mehr Menschen keinen Anla{fß mehr sehen, den Transzendenz-

bezug Zzu Formprinz1ıp ihres eigenen Lebens machen, Je
[ den Privatbereich abdrängen mehr Menschen nıcht mehr begreifen, dieser Transzen-

denzbezug nıcht L11LULX sozial-allgemein, sondern auch politisch-
Wenn sıch der Staat der Freiheit und des öffentlichen Frıe- institutionel]l repräsentiert werden mufß, desto ogrößer WIr auch

die Verständnislosigkeit für dıe Bedingungen soz1ialer un: PO-dens willen weltanschauliche Neutralıität auferlegt, heißt das
nıcht, daß verpflichtet ware oder auch NUur das echt hätte, lıtischer Freiheıt. Es heißt, dem freiheitlichen Verfassungsstaat

eınen chlechten Dienst leisten, wWenn INa  — dieser Entwicklungdie freıe Ausgestaltung des öffentlichen Lebens nach Maßgabe
dadurch entgegenkommt, da{fß 111a  —_ 1M Sınne der ZUr eıt inder mannigfaltıgen einzelnen Weltanschauungen und Konfessio0-
der FDP beratenen Thesen die Kirchen A4U5S5 ıhrer öffentlichen

NCN unterbinden, Iso seiıne eigene politisch notwendiıge Neu-
tralıtät der Gesellschaft aufzuzwıngen. Es ware eın Fehlschlufßß, Stellung in den privaten Bereich abdrängt bzw Aaus dem Ööftent-

lichen Leben alle Momente cAristlicher Orientierung verbannt.
A4US der der Freiheit willen notwendıgen weltanschaulichen
Neutralıtäit des Staates folgern, dafß auch das öffentliche Der Staat hat z  , seine Pflicht ist, wenn diıe öffentliche
Leben womöglich O MIit gesetzgeberischen Maßnahmen Repräsentanz des Transzendenzbezuges dadurch ermöglicht,
weltanschaulich neutralisiert werden mMuUsse und die Kirchen dafß den Kirchen ıne entsprechende öftentliche Stellung 1m

privatisıeren cselen. Damıt vervollkommnet INa  [ die politische Prinzıp 7zuerkennt und dıe dafür erforderlıche rechtliche Aus-

und soziale Freiheit N1'  ; sondern reißt iıhre urzeln aus, denn gestaltung ermöglicht. Das 1st keine huldvolle Privilegierung,
der Transzendenzbezug 1St der Quellbereich der individuellen sondern eine Notwendigkeit des Quellbereiches der Freiheit

willen. Dagegen 1St dıe Kompetenz der Kirchen (und eın auf
w 1e der allgemeınen öffentlichen Freiheit. Ihn einzuschränken
liete zudem autf eıne Privilegierung arelıgiöser Anschauungen ıhnen lastendes Problem), diese Reprasentanz zeitgemäfß In -

hinaus. alisiıeren. Dıie ıhnen eingeräumte £entliche Stellung erlaubt

Dıiıe Vorstellung, da{fß dıe Beantwortung der Sinnfragen des ihnen keineswegs, sıch ZUuUr uhe setzen, bürdet ıhnen v1ıe  1-
mehr schwere Pflichten auf. Ihre dringendste Aufgabe 1st CD,menschlichen Lebens jedermanns Privatsache sel, hat sich als

unhaltbar erwıesen. Der Mensch bedarf, weil sıch als Person herauszufinden, w1e heute der Transzendenzbezug artikuliert
werden mufß, damıt einerselts konfessionell verbindlichen

NUur 1M gesellschaftlichen Miteinander entfalten kann, dessen,
w as INa  - heute als „gesamtgesellschaftliche Konzeption“ be- Inhalt besitzt, andererseıts öffentlich allgemeınen Ausdruck fin-

det Es 1St die öffentlıche Verantwortung der Kirchen, den
zeıichnet. Gerade dıe Erfahrungen der etzten Jahre haben BE-
ze1igt, daß eın ursprünglıches Bedürtfnis nach gemeınsam Transzendenzbezug, dessen die Freiheit bedarf, reprasen-

tieren, daß nıcht wirklich ZUTr reinen Privatsache schrumpft,erkannten inn- und Wertaussagen x1Dt, weıl ohne s1e der e1in-
sondern seiner £fentlichen Bedeutung auch in Zukunft gerechtzelne Mensch ın die Isolierung gerat. Hıer lıegt der tietere

werden ermaß.Grund, sıch auch 1in einer freiheitlichen Gesellschaft,


